
Ermessen und Gesetzmässigkeitsprinzip

stung vorgenommen werden, wenn eine vorzeitige Rückerstattung der
Förderungsmittel erfolgt. Dieses Entschliessungsermessen wird durch
eine langjährige Praxis der Wohnbauförderungskommission und der
Rechtsmittelinstanzen konkretisiert. Es ist den Behörden daher nach
dem Gleichheitsgrundsatz von Art. 31 LV verwehrt, ohne qualifizierte
Gründe von der gefestigten Praxis abzuweichen!,

In der Rechtsprechung ist freilich die Erscheinung der “Ermessens-
schrumpfung” bekannt. So besagt Art. 6 des Gesetzes vom 11. Juli 1974
betreffend die Abänderung des Gesetzes über den Erwerb und Verlust
des Landesbürgerrechts!®, dass gebürtige Liechtensteinerinnen, die
durch Eheschliessung mit einem Ausländer das Landesbürgerrecht ver-
loren haben, von der Regierung in ihr früheres Gemeinde- und Landes-
bürgerrecht aufgenommen werden können, wenn sie aus entschuldbaren
Gründen den Antrag nicht fristgerecht stellen konnten. Die gesetzliche
Formulierung beinhaltet ein Entschliessungsermessen der Regierung.
Das Gebot der Rechtsgleichheit von Art. 31 Abs. 1 LV lässt bei be-
stimmten Tatbeständen indessen für ein Entschliessungsermessen keinen
Raum. “Es ist ... unbestritten, dass Antragstellerinnen in ihr früheres
Gemeinde- und Landesbürgerrecht aufgenommen werden müssen,
wenn tatsächlich entschuldbare Gründe vorliegen”!®, Hier ist das Ent-
schliessungsermessen derart mit dem unbestimmten Rechtsbegriff der
“entschuldbaren Gründe” verbunden, dass sich die rechtsanwendende
Behörde nachgerade dem Vorwurf der Willkür aussetzen würde, lehnte
sie den Antrag trotz gegebener Gründe ab. Die Rechtsgleichheit führt
hier zu einer Ermessensschrumpfung und damit zu einem Rechts-
anspruch auf Wiedereinbürgerung bei gegebenen Voraussetzungen.
Schliesslich kann auch das Staatsvertragsrecht ein Ermessen förmlich
verdrängen, wenn sich daraus ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer
Bewilligung ergibt!8!.
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